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                                          Der Kanzelparagraph

1. Die Einführung des Paragraphs

· § 130 wird mit § 130a ergänzt.

· „ Missbrauch der Kanzel“ ist zu bestrafen.

· Am 10. Dezember 1871 rechtskräftig.
· Beantragung am 19. November, Beratung im Reichstag am 23. November, Abstimmung im Reichstag am 25. November.
· Geistliche oder Religionslehrer würden bei öffentlicher Kritik des Staates bestraft.
2. Anlass

· Freudige Stimmung bei Bismarck und den Nationalliberalen.

· Äußerer Anlass: Trennung von Religion und Politik.

· Grund: Dogma von der Unfehlbarkeit des Papstes. Abspaltung Bayerns von Rom.

· Bismarck wollte bürgerliche Liberale an sich binden.

· Den bayr. Kultusminister Von Lutz wollte ein Bollwerk gegen die Katholiken. Die katholische Seite als Angreifer hinstellen. Zentrumspartei wäre eine kosmopolitisch- revolutionäre Partei.

· Ein Pfarrer beschimpfte den Bürgermeister als besoffen, Minister als Lausbuben.

3. Reaktion der Katholiken

· Vom passiven Wiederstand bis zu gewaltsamen Übergriffen.

· Traditionelle Kult- und Frömmigkeitsformen erlangten die Bedeutung von politischen Demonstrationen.

-    Wallfahrt, Papstverehrung, marianischer Frömmigkeit, Bußtag, Heiligenverehrung usw.                

      als Symbole des passiven Wiederstands.

· Dienten dafür die Massen zu mobilisieren.

· Religiositätssteigerung 

4. Fazit

Diskussionsanreiz: Wäre heute so ein Kanzelparagraph möglich?
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